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Fragen und Antworten EK III „Wasser in Zeiten der Klimakrise“ zu 
„Genehmigungsverfahren“, Anhörung 05.09.2025 

 

 

 

Ich bedanke mich, als externer Sachverständiger mit Praxisfokus, an der Anhörung 
teilnehmen zu dürfen. Die Antworten basieren auf Eigenerfahrungen und Gesprächen 
mit diversen Wasserversorgern in NRW. Bei inhaltlichen Zusammenhängen erfolgen 
fragenübergreifende Antworten. 

 

Neben direkten Genehmigungsfragen, belastet die Wasserwirtschaft ein ausgeufertes 
Melde- und Nachweiswesen mit Datendopplungen, Verfügbarkeitsproblemen, 
Sinnhaftigkeit und Intransparenz. 

 

1. Wie schätzen Sie den Stand der Genehmigungsverfahren aktuell ein? Ist die Frage 
der Genehmigungen aktuell ein Engpass für Investitionen im Wassersektor?  

 

Die Trinkwasserversorgung will ihre Versorgungsstrukturen an die neuen 
Herausforderungen von Klimawandel und Resilienzaspekten anpassen. Hierfür sind 
Genehmigungen für Infrastrukturprojekte (z.B. Transportleitungen, Brunnenbau, 
Hochbehälter, Aufbereitungsanlagen, Hochwasserschutz, Notstromaggregate, PV-
Freiflächenanlagen) erforderlich. Neben altersbedingten Ersatzinvestitionen, nehmen 
diese Zusatzprojekte für viele Jahre personelle und finanzielle Kapazitäten in Anspruch. 

Außer projektbezogenen Genehmigungen, ist eine wasserrechtliche 
Planungssicherheit erforderlich. Hier sind etliche Defizite bei Verfahrensdauer, 
Anforderungen/Nachweise und zielgerichteter Abarbeitung zu verzeichnen. 
Einzelverfahren bei Wasserrechten/Schutzgebieten ziehen sich bis in den 
Dekadenbereich hinein und verhindern zeitnah erforderliche Anpassungsinvestitionen. 

Neben einigen guten Verfahrensbeispielen, dominieren zunehmend lange, komplexe 
und ineffiziente Verfahren die Praxiserfahrung der letzten Jahre. 

Damit ist die Trinkwasserversorgung nicht optimal auf den sich beschleunigten 
Klimawandel (z.B. Extremdürren, Starkregen) oder externen Ereignissen (z.B. 
Sicherheitslage, Blackout) vorbereitet. 
 

 

2. Welche Erfahrungen haben Sie in den letzten Jahren mit Genehmigungsverfahren 
im Bereich der Wasserwirtschaft gemacht – und wo erleben Sie konkret 
Verzögerungen oder unnötige Komplexität? Sind die Genehmigungsverfahren aus 
Ihrer Sicht vergleichbar oder liegen die zeitkritischen Genehmigungsschritte bei 
jedem Verfahren an anderer Stelle?  

 

Erfahrungen sind stark von den jeweiligen Behörden abhängig. Bei ähnlichen 
Sachverfahren und gleichen rechtlichen Voraussetzungen, ist der Prozessumgang sehr 
unterschiedlich. Die Spannweite reicht von:  

a) Pragmatisch, lösungsorientiert, gut strukturiert mit Entscheidungsfähigkeit und 
bewussten Restrisiken mit Vertrauen in den Wasserversorger für eine zügige und 
verantwortungsvolle Umsetzung. 

b) Rein formalistisch, absolut risikoavers, wenig Fachkompetenz mit seriellem 
Vorgehen und ständigen Nachforderungen, ohne Kosten und 
Umsetzungsnotwendigkeit zu berücksichtigen. 

 

18

STELLUNGNAHME

18/2757
A42

LJ.HDTiG 
H=iRDRMEl>J.\\'iSTFALEN 

'llA.-.PERICCE 



 

2 
 

Gleichwohl sind viele formale Schritte, wie z.B. Öffentlichkeitsbeteiligung, Vollständig-
keitsprüfung, Behördenabstimmung, Einbindung Träger öffentlicher Belange, zu zeit- 
und detailintensiv. 

 

 

3. Worin liegen die maßgeblichen Gründe für langwierige Genehmigungsverfahren? 
Welche zentralen rechtlichen Hürden oder Konkurrenzen zu anderen 
Rechtsgebieten gibt es, die die Projekte verzögern?  

 

Faktisch ist in den letzten Jahrzehnten, durch immer feingliedrige Regelungen, 
Klagerisiken und neue Regelungstatbestände - die einzeln durchaus nachvollziehbar 
sind -, eine extrem kumulierte Belastungs- und Komplexitätswirkung entstanden. Diese 
können Antragsteller und Genehmigungsbehörden nur unter starken Ressourcen- und 
Zeiteinsatz bewältigen. Diese mehrfachen Normenschichten sind maßgeblich für das 
Umsetzungsdefizit in der Wasserwirtschaft verantwortlich. Wenn dann noch Prioritäten 
für Energiewendeprojekte durch den Ukraine-Krieg hinzukommen, verlängert sich der 
Zeitstahl weiter. 

 

Kernprobleme sind: 

a) Behörden strukturieren oft den Prozess nicht professionell (u.a. zeitlich seriell statt 
parallel, inhaltlich/fachlich verbesserungsfähig, fehlende Kapazitäten) 

b) Mangelnde Fachkompetenz/Erfahrung sowie Kapazitätsprobleme führen zu rein 
formalistischer Prüfung, unklaren Aussagen und faktischem „Verschleppen“ von 
Verfahren 

c) Rechtlich sind zu viele Interessen/Schutzinteressen zu berücksichtigen und jedes 
hat ein niedrigschwelliges „Vetorecht“ um den Gesamtprozess anzuhalten bzw. 
deutlich zu verzögern - besonders der Natur- und Artenschutz mit geringen 
Bagatellgrenzen 

d) Mangelnde Entscheidungs- und Risikobereitschaft bei Abwägung von 
Schutzgütern 

e) Oftmals Mikromanagement bei Gutachten, Auflagen, Nachweise 
f) Manuelle Genehmigungsunterlagen einreichen in x-facher Ausfertigung und bei 

allen Nachforderungen entsprechend 
g) Bei Bagatelleingriffen, z.B. Erneuerung von 20m Wasserleitung, komplette 

Beteiligung aller Behörden 
h) Landschaftsschutz behindert akut erforderliche Hochwasserschutzmaßnahmen, 

erst Baumfällzeiten abwarten 
i) Beim Bau von standardisierten Grundwassermessstellen wird aufwendige und 

teure externe ökologische Baubegleitung gefordert – nicht verhältnismäßig 
j) Mangelnder zeitnaher Grundstückszugriff von reiner Betretungserlaubnis für 

Erkundungen über Duldungen/Dienstbarkeiten bis Enteignungen 
k) Enge externe Gutachterkapazitäten 
l) Viele aufwendige Einzelfallprüfungen mit geringen Schwellwerten (u.a. 

Naturschutz) 
m) Immer mehr Anforderungen/Gutachten/Unterlagen. Beispiel: bei einem konkreten 

Wasserrechtsverfahrens mit Zuständigkeitsproblemen, ist der geforderte 
Unterlagenumfang von 2018 bis 2023, nach Zuständigkeitswechsel, um rd. 20% 
gestiegen 

n) Behörden setzen bei bekannten Fällen schätzungsweise ca. 60-70% ihrer 
Ressourcen für Zusammentragen und Zusammenfassen von 
Unterlagen/Gutachten ein, mit der Folge, Kapazitätsengpass für die eigentliche 
Prüfung 



 

3 
 

o) Oft extreme Naturschutzforderungen bei Projekten – was die Behörde immer 
gerne hätte, wird versucht durchzusetzen 

p) Zu geringe Einbindung externer Unterstützung bei behördlichen 
Kapazitätsengpässen 

q) Wenig Prozesstransparenz und nur eingeschränkte Digitalnutzung 
r) Geringe behördliche Datenstandards verhindern Austausch 
s) Antragsteller scheut, bei offensichtlichen Mängeln/Verschleppung, den Klageweg 

gegen die Genehmigungsbehörde wegen Folgegenehmigungen 
t) Querungsgenehmigungen von Straßen und insbesondere Trassen der Deutschen 

Bahn sind sehr langwierig, teilweise über ein Jahr 
u) Die Öffentlichkeitsphase von Planfeststellungsverfahren ist zu langwierig, u.a. 

Jedermannbeteiligung 
v) Ein Planfeststellungsbeschluss hat keine beschleunigte Wirkung auf 

Grundstückszugriffe, durch dann zeitaufwendige Enteignungsverfahren mit 
nachgelagerten Behörden 

w) Kein Druckmittel auf Behörde bei schleppendem Verlauf mit immer neuen 
Verschiebegründen 

 

 

4. Wie kann eine moderne Verwaltung, bei Zielkonflikten zwischen konkurrierenden 
Rechtsbereichen und Aufgaben der Daseinsvorsorge, – zum Beispiel in den 
Bereichen „Hochwasserschutz“ oder „Trinkwasserversorgung“ – eine 
nachvollziehbare, rechtssichere und zugleich handlungsorientierte Abwägung 
vornehmen? Welche Rahmenbedingungen kann und sollte das Land NRW schaffen, 
um rechtssichere Entscheidungen sicherzustellen?  

 

Priorisierung von sicherer Trinkwasserversorgung als KRITIS-Bereich und Extrem-
wetterschutz vor anderen Interessen - die Verhältnismäßigkeitskriterien sind neu zu 
gewichten. Weitgehende Verfahrenseingriffsrechte von z.B. Naturschutzverbänden bei 
KRITIS-Anlagen sind zurücknehmen. 

Unterscheidung bei temporären Natureingriffen, z.B. Bauphase Fernwasserleitung mit 
anschließender Naturwiederherstellung ggü. dauerhaften Veränderungsprojekten wie 
ein neues Wasserwerk. 

Möglichkeit der Genehmigungsbehörde, bei signifikant nachgewiesenen Schutzziel-
verfehlungen, Nachforderungen zu stellen, statt vorab zeitaufwendige Gutachten und 
teure Vorabsicherungsmaßnahmen für potenzielle Gefährdungen zu verlangen. 

Mehr auf Branchenstandards setzen, z.B. von DVGW zum Habitat- und Artenschutz, 
Selbstverpflichtungen sowie auf Erfahrungen aus vergleichbaren Genehmigungs-
verfahren zurückgreifen – best practice Lösungen und Benchmarks. 

Übergeordnet können Leitlinien des Landes (ministeriumsübergreifend) den 
nachgeordneten Genehmigungsbehörden Orientierung für wesentliche Genehmigungs-
verfahren geben. Siehe auch Antwort auf Frage 15 zu einem bottom-up-Lösungsansatz. 

 

 

5. Wie lassen sich Genehmigungsverfahren im Wassersektor aus Ihrer Sicht 
beschleunigen, ohne dabei die Ziele des Umwelt- und Gewässerschutzes oder 
anderer konkurrierender Rechtsgebiete zu gefährden?  

 

Alle Ziele, mit dem heutigen Schutz- und Rechtsanspruch auf Mikroebene, schneller 

konfliktfrei umzusetzen ist nicht möglich. Schutzziele sind mehr mittel- bis langfristig zu 

definieren, um in Bauphasen temporäre Einschränkungen zu ermöglichen. 

Höhere Bagatellschwellen für Natur- und Artenschutz um Projektverzögerungen zu 

vermeiden. 
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Schutzziele sollten nur auf EU-Mindestniveau erfolgen und nicht überobligatorisch. 

Ein Vergleich zur Handhabung und Umsetzung mir anderen EU-Staaten als „EU-

Umsetzungs-Benchmark“ wäre hilfreich. 

 

6. Mit welchen finanziellen Mehrbelastungen ist bei Vorhaben im Wassersektor zu 
rechnen, wenn Genehmigungsverfahren unnötig verzögert werden? Können Sie 
Beispiele benennen?  

 

Bei Wasserrechten besteht keine Investitionssicherheit bei Neu-/Ersatzinvestitionen 
und Verzögerung der Gremienfreigaben mit Preis- und Finanzierungsrisiken. Bei jeder 
Verzögerung entstehen Kostensteigerungen mindestens durch die allgem. 
Preissteigerung. Schadenskosten, wenn Schutzmaßnahmen - z.B. Hochwasserschutz 
- nicht rechtzeitig abgeschlossen werden. Sollten Wasserengpassregionen nicht 
rechtzeitig an Verbund-/Fernwasserleitungen angeschlossen werden, sind bei 
langanhaltender Dürre Einschränkungen für Wirtschaft, Landwirtschaft und 
Bevölkerung zu befürchten (Rationierung). 

 

Beispiel Teil-Wehrsanierung Wasserwerke Westfalen an der Ruhr: 

Früher Anzeige an Behörde zur Stauabsenkung, jetzt Genehmigung mit etlichen 
Auflagen. Projekt konnte erst ein Jahr später umgesetzt werden, mit 
Kostensteigerungen von 5%, engen Bauzeitfenster und erhöhtem Betriebsrisiko. 

 

Beispiel einer geplanten Wassertransportleitung in ein NRW-Engpassgebiet:  

Bisherige Genehmigungs- und Grundstücksverzögerungen führen, statt ursprünglich 5 
Jahren Planungs-, Genehmigungs- und Bauzeit, zu aktuell 10 Jahren bis 
Inbetriebnahme gegen Ende des Jahrzehnts. Die Verzögerung ergibt eine 
Kostensteigerung von über 40% bzw. über 10 Mio. € absolut, die letztendlich in die 
Wasserpreise eingehen. 

 

 

7. Wie bewerten Sie die derzeitige Zuständigkeitsverteilung bei wasserrechtlichen 
Genehmigungen zwischen Bezirksregierungen, Landesbehörden, Kreisen und 
kreisfreien Städten in NRW? Welche strukturellen Anpassungen würden Sie 
empfehlen, um die Bearbeitung von Anträgen effizienter zu gestalten?  

8. Welche Möglichkeiten sehen Sie, Genehmigungsprozesse in der Wasserwirtschaft 
zu beschleunigen und wie beurteilen Sie diese (zum Beispiel 
Genehmigungsfiktionen, Selbstgenehmigungen oder Ansätze, wie sie 
beispielsweise in den Niederlanden angewandt werden?)  

9. Welche konkreten digitalen Werkzeuge, standardisierten Verfahren oder Leitfäden 
könnten dazu beitragen, Genehmigungsprozesse im Bereich der 
Wasserinfrastruktur zu beschleunigen und gleichzeitig die Planungssicherheit für 
Kommunen, Versorger und Investoren zu erhöhen?  
 

Fragen 7 – 9 werden zusammen beantwortet. 

 

Strategie 

▪ Abbau Detailregelungen und „Zeitbremser“ 
▪ Aufgabenfokussierung und -professionalisierung 
▪ Transparenz erhöhen 
▪ Lösungsorientiertes „Mindset“ der Genehmigungsbehörden, mehr Ergebnis- statt 

Prozessorientierung 
▪ Clearinginstanz schaffen 
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Aktuelle Analysen und Vorschläge greifen konkret die Punkte digitaler Staat & 
Verwaltung, Datenschutz, Zentrale Datenplattform und Genehmigungsprozesse 
anderer Wirtschaftssektoren auf, siehe Quellen am Ende des Fragenkatalogs. 

 

Zuständigkeiten 

Die Zuständigkeitsverteilung ist weitgehend akzeptabel, aber Handhabungen differieren 

deutlich je nach Behörde, Mitarbeitenden und Erfahrung/Kompetenz. 

 

Positives Beispiel: 

Freiflächen-PV-Anlage im Wasserwerk Wickede-Echthausen in Wasserschutzzone II 

zur Eigenstromnutzung der Wasserwerke Westfalen in 2021/2022 bevor Erneuerbare 

Energien im überragend öffentlichen Interesse gehoben wurden. 

 

Negatives Beispiel:  

Wasserrecht eines Versorgers am Niederrhein für Brunnenneubau seit sieben Jahren 

ohne Abschluss durch Zuständigkeitsfragen, permanente Nachforderungen und 

Meinungsänderungen. Für neue benachbarte Beregnungsbrunnen gab es kurzfristige 

Genehmigungen. 

 

Beschleunigung und Komplexitätsabbau 

Für bestimmte Verfahren, die für örtliche Behörden neuartig sind, kann eine 

Zentralisierung für Kompetenzbündelung und professionellen Bearbeitung erfolgen, 

z.B. überörtliche Wassertransportleitungen, Talsperrenaufsicht. Vorbild ist die 

Bergrechtsbündelung bei der BezReg Arnsberg für NRW. 

 
Erforderlich ist weniger Mikromanagement durch intensive Vorabprüfungen und 
Auflagen. Instrumente von Genehmigungsfiktion, Selbstverpflichtungen bzw. 
Selbstgenehmigungen oder Zugriff und Entwicklung von Branchenstandards, mit 
Einbeziehung von Genehmigungsbehörden, würden zu deutlich schnelleren 
Projektumsetzungen führen ohne signifikante Abstriche an den Schutzzielen zu 
riskieren. Erforderlich ist der Abbau von aktuell überbordenden 
Einzelfallprüfungen/Auflagen einzelner Schutzgüter. Behördliche 
Stichprobenprüfungen sind jeder Einzelfallprüfung vorzuziehen. 

 

Technische Ersatzprojekte oder vergleiche Wasserentnahmerechte, ohne signifikante 

Änderungen, sind in einem vereinfachten Verfahren zu prüfen, statt diese jeweils mit 

vollem Prüfprogramm wie „Neu-/Erstprojekte“ zu behandeln. Mit einem 

„Änderungstatbestand“ im Wasserhaushalts- bzw. Landeswassergesetzt ist dies 

rechtlich umsetzbar. Bei Windkraftprojekten ist dieser „Differenzansatz“ beim 

Repowering von Altanlagen bereits Praxis, rechtssicher und hat zu Beschleunigungen 

geführt. 

 

Einsatz von externen Projektmanagern bei Großprojekten, z.B. bei Planfest-

stellungsverfahren, durch die Genehmigungsbehörde. Dies wird im Energiesektor für 

Beschleunigung/Strukturierung nach § 43g Energiewirtschaftsgesetz bereits erfolgreich 

praktiziert. Kosten übernimmt der Vorhabenträger. Die Weisungsbefugnis bleibt bei der 

Behörde, siehe „Praxisleitfaden Netzausbau Energie“ des 

Bundeswirtschaftsministeriums aus 2021. Dieses Instrument ist auf die 

Wasserwirtschaft NRW übertragbar. 
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Es sollten verbindliche Vorabkonferenzen zwischen Vorhabenträger und allen 

beteiligten Stellen erfolgen mit Abstimmung von Vorgehen und Prüfpunkten. 

 

Bei unbefriedigendem Genehmigungsverlauf – aus Erfahrung eher behördeninduziert 

– wird eine „NRW-Schlichtungs-/Clearingstelle“ als Zwischen-/Lösungsstufe vor 

langwierigen und belastenden Verwaltungsrechtsverfahren vorgeschlagen. Analoge 

Stellen existieren erfolgreich im Energie- und Finanzbereich (z.B. Ombudsleute, EEG-

Clearingstelle oder Schiedsleute im Nachbarschaftsrecht). Diese neutrale Instanz 

schafft Transparenz, deckt Defizite auf und skizziert Lösungen. Eine konkrete 

Ausgestaltung mit Aufgaben, Kompetenz, Besetzung und Berichtswesen ist 

auszuprägen. 

 

Über eine landesweite digitale Genehmigungsplattform sind Qualitätsüberwachung und 

Benchmarking von vorwiegend gleichartigen Genehmigungsverfahren möglich, um 

negative Ausreißer zu identifizieren und Durchlaufzeiten zu verbessern. 

 

Branchenleitfäden seitens Verbände und Ministerium geben Orientierung für eine gute 
fachliche Praxis und nehmen Unsicherheiten bei nachgelagerten Behörden. 
 
Genehmigungsverfahren sollten rein online-basiert sein für Antragsteller und Beteiligte 
(u.a. Unterlagen einreichen, Status dokumentieren, volle inhaltliche und zeitliche 
Prozesstransparenz). 
 
Das Vergaberecht ist zu vereinfachen und flexibler für den Auftraggeber zu gestalten -
zielgerichtete Umsetzung im Fokus für KRITIS-Bereiche statt Auftragnehmerschutz. 
 
Ein Baubeginn sollte bereits bei absehbarer Genehmigungserteilung möglich sein und 
nicht erst mit dem Genehmigungsbescheid, analog diverser Industrieansiedlungen. 

 
In Behörden ist die Entscheidungsbereitschaft auszubauen und die lähmende Null-
Rechtsrisiko-Kultur zurückzudrängen. Die Verfahren müssen wieder stärker fachlich 
statt juristisch geführt werden. 
 
EU-Vorgaben sind eins zu eins umzusetzen, kein nationales und länderspezifisches 
„goldplating“. 
 
Keine Umweltverträglichkeitsprüfung bei Änderungs- oder Ersatzgenehmigungen wie 
z.B. bei Wasserrechten. 
 
Wasserrechtsverfahren sollten nach spätestens zwei Jahren, bei komplexerer 
Ausgangslage nach spätestens drei Jahren abgeschlossen sein. Bei größeren 
Infrastrukturprojekten wie Fernleitungen (u.a. Planfeststellungsverfahren) müssen die 
gleichen Genehmigungszeiten wie beim überörtlichen Energieleitungsbau umsetzbar 
sein. 
 
Das Land Baden-Württemberg hat Anfang 2025 Öffnungstatbestände in die 
Regionalplanung eingeführt um z.B. bei Extrementwicklungen wie 
Hochwasserereignissen von den üblichen Planung- und Genehmigungsabläufen zu 
Wiederaufbau oder Schutzmaßnahmen abzuweichen. 
 
Brandenburg hat Mitte 2025 diverse Landesregelungen auf den bundesrechtlichen 
Standard zurückgeführt, u.a. beim Naturschutz und Baurecht. 
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Die Genehmigungsbehörden benötigen Vorgaben nach einer „Ergebnisorientierung“ 
statt bisher formale „Prozesse“ abzuarbeiten – nicht der Prozessweg, sondern das 
Notwendige muss im Fokus stehen. 
 
Die Ansätze sind in Pilotbereichen oder Regionen mit einer „Experimentierklausel“ und 
begleitender Evaluation testbar, siehe ausdrückliche Empfehlungen der „Initiative für 
einen handlungsfähigen Staat“ zu Experimentierklauseln und Reallabore im Kapitel 
Gesetzgebungsverfahren. 

 
 

10. Wo sehen Sie Ansatzpunkte, um eine durchgehende Digitalisierung ohne 
Medienbruch sowie eine zentrale Datenhaltung zur Vermeidung von Doppelungen 
zu erreichen?  

 

Eine zentrale „Datendrehscheibe Wasser NRW 1.0“ kann den Genehmigungsbehörden 
umfassende Mengen, Qualitäts- und Umweltdaten für Genehmigungsprozesse liefern. 

Vorschlag ist, aufbauend auf den NOOTS-Staatvertrag (Nationales Once-Only 
Technical System) zwischen Bund und den Bundesländern aus Mai 2025, der den 
technisch-verwaltungsübergreifenden Datenaustausch bereitstellen wird, eine 
wassersektorspezifische Ausprägung für NRW zu entwickeln. Seitens des 
Bundesverbandes der Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW) wird auf NOOTS-Basis 
eine bundesweite Sektorausprägung für die Energiewirtschaft vorgeschlagen, siehe 
BDEW-Diskussionspapier vom 12.08.2025. 

Mit solch einer Datendrehscheibe wird Bürokratie abgebaut, Doppelmeldungen und 
Inkonsistenzen vermieden und eine umfassende Datenbasis für u.a. 
Genehmigungsbehörden ermöglicht. Die Wasserwirtschaft NRW unterstützt gerne bei 
Konzeption, Aufbau und Pilotanwendungen. Dies wäre bundesweit beispielhaft. 

 

 

11. Inwiefern sind die derzeitigen Instrumente zur Öffentlichkeitsbeteiligung noch 
zeitgemäß? Wie könnte die Beteiligung der Öffentlichkeit unter dem Druck zur 
Maßnahmenumsetzung aufgrund des Klimawandels trotzdem effizient umgesetzt 
werden?  

 

Schwellwerte sind deutlich zu erhöhen. Information und Beteiligung können auf rein 
digitalem Weg und wesentlich verkürzt erfolgen. 

 

 

12. Sehen Sie künftig Herausforderungen bei der Erteilung von Wasserrechten im 
Hinblick auf das verfügbare Wasserdargebot in Zeiten des Klimawandels?  

 

Einige NRW-Regionen haben bereits Engpässe in der Wasserversorgung aus rein 
lokalen Wasserrechten. Die Nutzungskonkurrenz u.a. mit der Landwirtschaft wird im 
Klimawandel zunehmen. Wasser wird für die Wirtschaft zunehmend zum relevanten 
Standortfaktor. Ein Lösungsweg, neben bewussten und sparsamen Wasserverbrauch 
bei Trink- und Brauchwasser, ist die rechtliche Ergänzung des Örtlichkeitsprinzips der 
Wasserversorgung durch überörtliche Verbünde und Fernwasserversorgungen im 
Landeswassergesetz. 

Weiterhin ist eine transparente Mengendatenbasis für Entnahmen und Einleitungen 
(Genehmigungen, Ist-Mengen, Wasserstände etc.) landesweit aufzubauen, um eine 
belastbare und reale Mengenbasis für die Erteilung von Wasserrechten zu 
ermöglichen, siehe Vorschlag Datendrehscheibe Wasser NRW 1.0. 
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13. Wie sind Landes- und Regionalplanung, (inter-) kommunale Entwicklungskonzepte 
sowie Umweltplanung anzupassen, um a) eine wasser- und hitzeangepasste 
Landesentwicklungsplanung und Regionalplanung sowie b) eine wassersensible 
Landschafts- und Stadtentwicklung zu ermöglichen?  

 

Für die Trinkwasserversorgung sollte ein Landeswasserversorgungskonzept 1.0 erstellt 

werden. Hierin sind Handlungsbedarfe für u.a. Kapazitäten, Infrastrukturausbau und 

Umgang mit Nutzungskonkurrenzen adressierbar. Dieses Konzept ist innerhalb 18 

Monaten erstellbar und fungiert als Leitlinie für konkrete Genehmigungsverfahren. Erste 

Bundesländer haben Landeswasserversorgungskonzepte und setzen Maßnahmen 

strukturiert um. In NRW existieren kompetente Institutionen (u.a. Wasserforschung, 

Hochschulen), die ein Konzept gemeinsam mit dem Land und Wasserversorgern 

erstellen können. 

 
 

14. Erläutern Sie bitte beispielhaft anhand konkreter Projekte, woran diese gescheitert 
bzw. wodurch diese verzögert worden sind. Wie hätten die Verfahren in diesen 
Fällen besser gelingen können?  

 
Siehe Beispiel Transportleitungsbau Frage 6 und Wasserrecht Fragen 7-9. 
Mit den Beschleunigungsansätzen aus Fragen 7-9 wären beide Genehmigungsverfahren 
unkritisch verlaufen und die Maßnahmen heute umgesetzt. 

 

 

15. Bitte nennen Sie möglichst konkrete Vorschriften, Abläufe etc., die angepasst 
werden müssten und erläutern Sie die Problematik und mögliche Lösungsansätze.  

 
Landeswassergesetz: Ergänzen des Örtlichkeitsprinzips um Verbundlösungen 
und/oder Fernwasserversorgung. 
 
Statt konkreter Einzelvorschriften schlage ich folgenden Prozess vor: 
Der Nationale Normenkontrollrat (NKR) und DESTATIS haben im Juli 2025 
Beschleunigungspotenziale aus Sicht der Vollzugsbehörden für 
Genehmigungsverfahren nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
vorgestellt. Analog hierzu ist eine NRW-Analyse für wasserbezogene Genehmigungen, 
mit Einbeziehung der wesentlichen Stakeholder und Behörden zur 
Problemfokussierung und Lösungsfindung, umsetzbar. Durch Einbeziehung der 
Praktiker aus Verwaltung und Wasserwirtschaft sind umsetzbare 
Beschleunigungsvorschläge mit konkreten Handlungsfeldern bei Recht, Digitalisierung 
und Personal/Organisation erwartbar. Die Wasserversorger bringen gerne ihre Ansätze 
in den Prozess ein. 
 
 
 
gez. 
Bernd HEINZ 
 
Sprecher der Geschäftsführung Wasserwerke Westfalen GmbH, Schwerte 
Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft der Wasserwerke an der Ruhr (AWWR) 
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Quellenauszug: 
 
Normenkontrollrat: Schneller zur Anlagengenehmigung BImSchG, Juli 2025 
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Downloads/DE/Projektber
ichte/2025-07-bimsch-projektbericht.pdf?__blob=publicationFile&v=1 

  
 bdew: Once-Only-Prinzip in der Energiewirtschaft, August 2025 

https://www.bdew.de/media/documents/Diskussionspapier_OOP_in_der_Energiewirtschaf
t.pdf 

 
Initiative für einen Handlungsfähigen Staat (Steinbrück, de Meziere, Jäkel, Voßkuhle), Juli 
2025 
https://www.ghst.de/fileadmin/images/01_Bilddatenbank_Website/Demokratie_staerken/In
itiative_f%C3%BCr_einen_handlungsf%C3%A4higen_Staat/Abschlussbericht/Abschlussb
ericht_neu.pdf 
 
BMWE: Praxisleitfaden Netzausbau 
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Publikationen/Energie/praxisl
eitfaden-netzausbau.html 
 
EUWID Wasser und Abwasser: Planungsverfahren in BW sollen effizienter und flexibler 
werden, 17.03.2025 
 
EUWID Wasser und Abwasser: Brandenburg, Erster Schritt zum Bürokratieabbau auch im 
Hochwasserschutz, 17.07.2025 

 
 

 
  
 

 


